
 
Kleine Anfrage 
Sandra Weegels (AfD), Pascal Schleich (AfD), Bernd Erich Vohl (AfD), 
Christian Rohde (AfD), Dr. Frank Grobe (AfD), Jochen K. Roos (AfD),  
Lothar Mulch (AfD), Gerhard Bärsch (AfD) vom 26.03.2025 
Finanzierung und parteipolitische Neutralität der Initiative „Fulda stellt sich quer“  
und  
Antwort  
Minister der Finanzen 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Bei der Initiative „Fulda stellt sich quer – Gemeinsam für Demokratie und Vielfalt e. V.“ handelt es sich laut 
Eigenbeschreibung um einen gemeinnützigen Verein, der unter anderem „durch Veranstaltungen,  
Demonstrationen und Bildungsangebote“ ein „Bewusstsein für unsere demokratischen Werte“ schaffen möchte. 
Laut Medienberichten seien aus dem Förderprogramm des Bundes „Demokratie leben“ seit 2019  
144.366 Euro an den Verein geflossen. Einseitige parteipolitische Stellungnahmen sowie fragwürdige  
personelle Überschneidungen und Verflechtungen zwischen „Fulda stellt sich quer“ und der SPD lassen jedoch 
erhebliche Zweifel an der gebotenen parteipolitischen Neutralität einer mit öffentlichen Finanzmitteln unter-
stützten Initiative aufkommen. 
 
Diese Vorbemerkung vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem 
Chef der Staatskanzlei, dem Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales 
und Entbürokratisierung und Bevollmächtigten des Landes Hessen beim Bund, dem Minister des 
Innern, für Sicherheit und Heimatschutz, dem Minister der Justiz und für den Rechtsstaat, dem 
Minister für Kultus, Bildung und Chancen, dem Minister für Wissenschaft und Forschung, Kunst 
und Kultur, dem Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und ländlichen Raum, der 
Ministerin für Digitalisierung und Innovation, dem Minister für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat, der Ministerin für Familie, Senioren, Sport, Gesundheit und 
Pflege und der Ministerin für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales wie folgt: 
 
 
Frage 1 Welche Landesmittel in welcher Höhe erhielt die Initiative „Fulda stellt sich quer“ in den Jahren 

2015 bis 2024? Bitte die Art der Landesmittel sowie die Höhe pro Jahr darstellen. 
 
Der Initiative „Fulda stellt sich quer“ wurden Landesmittel in Form einer Zuwendung im Jahr 
2024 in Höhe von 500 Euro aus den Lottomitteln des Ministeriums für Wissenschaft und  
Forschung, Kunst und Kultur im Buchungskreis 2595, Kapitel 17 02 bewilligt.  
 
 
Frage 2 Ist die Landesregierung der Auffassung, dass eine mit öffentlichen Finanzmitteln (Bundes- und/oder 

Landesmittel) zumindest mitfinanzierte Initiative wie „Fulda stellt sich quer“ jederzeit das Gebot 
der parteipolitischen Neutralität strikt einzuhalten hat? Die Antwort bitte begründen. 

 
Frage 9 Plant die Landesregierung, die zuständige Finanzbehörde zu einer Überprüfung der Gemeinnützig-

keit von „Fulda stellt sich quer“ zu veranlassen? Die Antwort bitte begründen. 
 
Die Fragen 2 und 9 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet. 
Neben dem Staat sind auch private Rechtssubjekte im Rahmen ihres Handelns an das geltende 
Recht gebunden. Vor dem Hintergrund, dass die regelmäßige Prüfung und Überwachung des 
Gemeinnützigkeitsstatus einschließlich einzelner und konkreter Prüfungsmaßnahmen durch die 
zuständigen Finanzbehörden zu denjenigen Informationen gehören, die dem Steuergeheimnis  
unterliegen, sind im Lichte der Verpflichtung zur Wahrung des Steuergeheimnisses nach § 30 der 
Abgabenordnung (AO) Auskünfte und Informationen zu den persönlichen Verhältnissen eines 
Steuerpflichtigen – hier der eingetragene Verein Fulda stellt sich quer – nicht möglich.  
 
Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass der Bundesfinanzhof (BFH) in seinem Urteil vom 
20.03.2017 (X R 13/15, Bundessteuerblatt (BStBl) II S. 1110) sowie nachfolgend dem weiteren 
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Urteil vom 10.01.2019 (V R 60/17, BStBl II S. 301) und den Beschlüssen vom 10.12.2020  
(V R 14/20, BStBl II 2021 S. 739) und vom 18.08.2021 (V B 25/21 (AdV), BStBl II S. 931) 
seine langjährige und gefestigte Rechtsprechung zum Umfang der politischen Betätigung  
gemeinnütziger Organisationen (zum Beispiel Vereine oder Stiftungen) fortführt. Die Urteils-
grundsätze wurden von der Finanzverwaltung schon vor Jahren in den Anwendungserlass zur 
Abgabenordnung (AEAO, Nr. 16 zu § 52 AO) übernommen, zwischenzeitlich aktualisiert und 
sind über den Einzelfall hinaus allgemein anzuwenden und zu beachten.   
 
Danach ist es allgemein anerkannt und gemeinnützigkeitsrechtlich zulässig, wenn gemeinnützige 
Körperschaften, wie beispielsweise Vereine, ihre satzungsmäßigen und ausdrücklich in § 52  
Abs. 2 AO genannten gemeinnützigen Zwecke auch politisch verfolgen und Politik nicht der 
Hauptzweck der Körperschaft ist. Die Beschäftigung mit politischen Vorgängen muss dabei im 
Rahmen dessen liegen, was das Eintreten für die eigenen steuerbegünstigten Ziele und deren 
Verwirklichung erfordert und als ergänzende und unterstützende Maßnahme deren Ver- 
wirklichung dienen. Kampagnen und Aktionen, zum Beispiel zur Förderung der Demokratie, die 
Erhebung entsprechender Forderungen, die Einbringung von Fachwissen in parlamentarischen 
Verfahren oder auch gelegentliche Stellungnahmen und Aufrufe zu tagespolitischen Themen im 
Rahmen der eigenen steuerbegünstigten Satzungszwecke führen demnach nicht automatisch zum 
Verlust der Gemeinnützigkeit. Dies schließt im Übrigen eine kritische öffentliche Information und 
Diskussion mit ein, um ein nach § 52 Abs. 2 AO begünstigtes Anliegen der Öffentlichkeit und 
auch Politikern nahezubringen. Ein solches Vorgehen kann auch mittels einer drastischen oder 
polemischen Sprechweise oder der Kritik an Parteien erfolgen, darf aber nicht auf die Unter-
stützung einer einzelnen politischen Partei abzielen. Denn parteipolitische Betätigung ist gemein-
nützigkeitsschädlich.  
 
Weiterhin ist es mit Blick auf die aktuelle Rechtslage unstreitig, dass sich gemeinnützige  
Organisationen unter Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips auch außerhalb ihrer gemein-
nützigen Satzungszwecke gelegentlich beziehungsweise in untergeordnetem Maße politisch  
engagieren können, indem sich etwa ein Sport- oder Musikverein an einer Aktion gegen  
Rassismus beteiligt.  
 
Davon zu unterscheiden ist die Fallkonstellation, in der eine Körperschaft eine grundsätzliche 
politische Ausrichtung verfolgt und eine Vielzahl ihrer Tätigkeiten keinem übergeordneten  
gemeinnützigen Zweck im Sinne des § 52 Abs. 2 AO zugeordnet werden kann. In diesem Fall 
scheidet eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit aus. 
 
Ob und inwieweit sich entsprechende Tätigkeiten etwa eines Vereins in dem beschriebenen, ge-
meinnützigkeitsrechtlich zulässigen Rahmen bewegen, hängt von den Umständen des jeweiligen 
Einzelfalls ab, insbesondere der Veranlassung, der Intensität, der Motivation, weiteren Hinter-
gründen sowie dem Zusammenhang mit den eigenen gemeinnützigen Tätigkeiten. Konkrete  
Angaben des Einzelfalls unterliegen insoweit dem Steuergeheimnis nach § 30 AO.  
 
Abschließend ist anzumerken, dass nur geringfügige Verstöße aufgrund des rechtsstaatlichen 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 
nicht stets zur Versagung der Gemeinnützigkeit führen (vergleiche BFH-Urteil vom 12.03.2020, 
V R 5/17, BStBl II 2021 S. 55). 
 
 
Frage 3 Ist die Landesregierung der Auffassung, dass die Initiative „Fulda stellt sich quer“ das Gebot der 

parteipolitischen Neutralität jederzeit beachtet hat? Die Antwort bitte vor dem Hintergrund  
begründen, dass die Initiative auf ihrer Facebook-Seite unter anderem dargelegt hatte, dass es ihr 
„Auftrag“ sei, „die AfD kaputt zu machen.“ 

 
Frage 4 Ist die Landesregierung der Auffassung, dass die parteipolitische Neutralität der Initiative zumindest 

in Zweifel gezogen werden muss, da der Vorsitzende der Initiative, Andreas G., gleichzeitig das 
Amt des Beisitzers im SPD-Unterbezirksvorstand Fulda bekleidet? Die Antwort bitte begründen. 

 
Frage 5 Wie bewertet die Landesregierung vor dem Hintergrund der öffentlichen (Teil-)Finanzierung der 

Initiative „Fulda stellt sich quer“ die Solidaritätsbekundung für die gewalttätige „Hammerbande“ 
um die kürzlich rechtskräftig zu einer mehrjährigen Haftstrafe verurteilte Lina E. und die positiven 
Bezugnahmen auf die sogenannte „Antifa“, welche in großen Teilen als linksextremistisch,  
gewaltaffin und undemokratisch angesehen werden muss und immer wieder für Straftaten ver-ant-
wortlich zeichnet? Die Antwort bitte begründen. 

 
Frage 7 Wie bewertet die Landesregierung vor dem Hintergrund der öffentlichen (Teil)Finanzierung von 

„Fulda stellt sich quer“ die eindeutigen, wiederkehrenden und mitunter sehr drastisch bis ordinär 
gehaltenen Ausfälligkeiten der Initiative auf deren Facebook-Seite gegen die Parteien AfD 
(„SPÄTESTENS jetzt bist du ein Nazi, der Nazis wählt – FCK AFD“) und CDU („FCK MRZ“)? 

 
Die Fragen 3 bis 5 und 7 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen beantwortet.  
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Die Landesregierung tritt für einen fairen demokratischen Wettstreit um die besseren Ideen und 
Argumente im Land ein, der die Bürgerinnen und Bürger zusammenführt und differenzierte De-
batten ermöglicht. Alle Aktivitäten, die diesen Grundsatz verletzen, lehnt die Landesregierung 
ab. Die Landesregierung ist der Überzeugung, dass zivilgesellschaftliches Engagement gegen  
jedwede Art von Extremismus mit Sachargumenten geführt werden muss.   
 
 
Frage 6 Wie bewertet beziehungsweise begründet die Landesregierung, unter besonderer Beachtung der 

Fragen 4 und 5, den Umstand, dass sich Wissenschaftsminister Timon Gremmels (SPD) mehrfach 
und öffentlichkeitswirksam, unter anderem vermittels Übernahme der Schirmherrschaft für einen 
von „Fulda stellt sich quer“ mitveranstalteten „Christopher Street Day“ im Jahre 2024 und einem 
gemeinsamen Foto mit dem Vorsitzenden, für den Verein exponierte? 

 
Beim Christopher Street Day handelt es sich um eine Veranstaltung, auf der die durch das Grund-
gesetz (GG) als unantastbar garantierte Würde des Menschen und das Recht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG) als zentrale Forderung thematisiert wurden, und 
der sich politische Parteien zwar anschließen konnten beziehungsweise können, deren Außen-
wirkung in ihrer Gesamtheit aber erkennbar nicht auf die Unterstützung bestimmter Parteien ab-
zielte beziehungsweise abzielt. Das Gebot der Überparteilichkeit ist somit im angesprochenen Fall 
gewahrt worden. Darüber hinaus wird auf die Antwort zur Kleinen Anfrage, Drucksache 21/739, 
verwiesen. 
 
 
Frage 8 Plant die Landesregierung aufgrund der wiederkehrenden parteipolitischen Positionierungen der 

Initiative die Streichung sämtlicher Landesmittel für den Verein?  
 Falls nein: Warum nicht? Die jeweilige Antwort bitte begründen. 
 
Sollte die Initiative neue Anträge auf Förderung stellen, werden diese im regulären Verfahren 
geprüft. 
 
 
Wiesbaden, 22. Oktober 2025  

Prof. Dr. R. Alexander Lorz 
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